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Stellungnahme des Bürgermeisters:

Der Antrag 35-1/2020 ist auch in der Version 2 als rechtswidrig abzulehnen.

Zu 1.
Der Antrag  ist  rechtlich  nicht  umsetzbar.  Die  entsprechende  Regelung  zur  H öhe der
Beiträge bei  mehr  als  drei  unterhaltsberechtigten  Kindern  findet  sich  in  §  7  Abs.2  des
Satzungsentwurfs. Die erforderliche  Änderung des §  7 Abs.2  wurde nicht  beantragt.  Der
Antrag ist  auch  in  sich widersprüchlich. Die  Begründung widerspricht  dem Beschlusstext,
da ausweislich der Begründung ab dem 3. Kind überhaupt keine Beiträge erhoben werden
sollen.

Zu 2.
Ein positiver  Beschluss  über den  Antrag  zu  2.  w ürde zur  Rechtswidrigkeit  der  Satzung
insgesamt f ühren. Die  Stadtverordnetenversammlung  muss  über den  vollst ändigen
Satzungstext sowie  über die  H öhe der  in  den  Anlagen  festgesetzten  Beitr äge selbst
beschließen. Da  hier  eine  komplette  Neuberechnung  der  Beitr äge, ausgehend  von
niedrigeren H öchstbeträgen beantragt  wird,  kann  eine  Beschlussfassung  durch  die  SVV
über die  Satzung  erst  nach  Vorlage  der  neu  berechneten  Beiträge durch  die  Verwaltung
erfolgen.

Ich weise  nochmals  darauf  hin,  dass  die  Rechtsprechung  anderer  Bundesl änder zur
Kalkulation der  Elternbeiträge überhaupt nicht  aussagekräftig ist,  da es hier  eindeutig  um
die Auslegung von Landesrecht geht. Wie bereits ausgeführt, entspricht die Ermittlung der
Platzkosten im  von  der  Verwaltung  vorgelegten  Satzungsentwurf  der  ma ßgeblichen
Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg.

Sollte die  Stadtverordnetenversammlung  den  Antrag  35-1/2020  Version  2  beschlie ßen,
werde ich eine Beanstandung der Beschlüsse gemäß §  55 BbgKVerf prüfen müssen.
 

Hendrik Sommer
Bürgermeister
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